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Das Wahlsystem in der 
Freien Hansestadt Bremen

87 Sitze 
in der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)

Die wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger 
in Bremen und Bremerhaven wählen in 

allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl

Bremerhaven Bremen

72
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15 Sitze aus Bremerhaven

2 Stimmzettel 2 Stimmzettel

Stimme für die Bürgerschaft
Grundsatz einer mit der Personenwahl 
verbundenen Verhältniswahl aufgrund 

von Listenwahlvorschlägen von Parteien 
und Wählervereinigungen

 

Stimmzettel 
Bürgerschaft

Stimmzettel 
Beiräte

Stimmzettel 
Stadtverordneten-

versammlung

48 Sitze 
in der Stadtverordnetenversammlung 

von Bremerhaven

69 Sitze 
in der Stadtbürgerschaft Bremen

(Kommunalparlament)

22 Beiräte
in Bremen

Stimme für Beiräte

Stimme für 
Stadtverordneten-

versammlung

Gleichzeitig:
Stimme für 

Stadtbürgerschaft
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5 Stimmen

Außerdem werdet Ihr Euch natürlich mit den 

verschiedenen Parteien beschäftigen, die zur Wahl 

antreten. Wer hat welchen Standpunkt zu Themen, 

die Euch wichtig sind? Wer will was erreichen, wenn 

er gewählt wird? Und was davon wollt Ihr mit Eurer 

Stimme bei der Juniorwahl unterstützen? Ihr werdet 

merken, wie spannend es ist, sich darüber Gedanken zu 

machen und mit Freunden, Lehrerinnen und Lehrern 

oder Euren Eltern zu diskutieren!

In der Woche vor den Wahlen im Land Bremen 

ist es dann soweit und Ihr gebt Eure Stimme im 

Schulwahllokal ab. Um Punkt 18:00 Uhr wird am 

Wahlsonntag das Ergebnis der landesweiten Juniorwahl 

bekannt gegeben. Wir sind sicher, dass das für Euch 

spannend wird!

Zurückliegende Juniorwahlen haben gezeigt, dass die 

Wahlbeteiligung der Schülerschaft weitaus höher ist 

als die Wahlbeteiligung der übrigen Bevölkerung. Dies 

unterstreicht das große Interesse Eurer Generation an 

gesellschaftlichen Themen. Wir wünschen uns für die 

Juniorwahl 2019 im Land Bremen eine rege Beteiligung 

und freuen uns auf Euer Engagement. 

Christian Weber

Präsident der Bremischen Bürgerschaft

Dr. Claudia Bogedan

Senatorin für Kinder und Bildung

Liebe Schülerinnen und Schüler,

liebe Lehrerinnen und Lehrer,

am 26. Mai 2019 wird im Land Bremen eine neue 

Bürgerschaft gewählt, in Bremen gleichzeitig die 

Stadtbürgerschaft und die Beiräte und in Bremerhaven die 

Stadtverordnetenversammlung. 

Zudem findet die Europawahl 
statt. 

An diesem Tag können alle 

wahlberechtigten Bürgerinnen und 

Bürger darüber mitbestimmen, 

welche Parteien, welche 

Politikerinnen und Politiker über 

die Fragen unseres Landes und 

unserer Kommunen entscheiden 

sollen. 

Parallel zu den Bremer Wahlen 

findet die Juniorwahl 2019 statt: 
Eine realistische Simulation, bei 

der Ihr erste eigene Erfahrungen 

mit demokratischen Wahlen 

machen könnt.

Und das funktioniert so: Mit 

Euren Lehrerinnen und Lehrern 

werdet Ihr im Unterricht über 

die Themen „Wahlen“ und 

„Demokratie“ sprechen. Eure 

Schule erhält dafür umfangreiches 

Unterrichtsmaterial und 

Weiterbildungsangebote.

Dann seid Ihr an der 

Reihe: Ihr legt Wählerverzeichnisse an, verteilt 

Wahlbenachrichtigungen, richtet ein Wahllokal ein und 

bildet Wahlvorstände. All das ist wichtig, damit eine Wahl 

auch wirklich fair abläuft und niemand z.B. seine Stimme 

zweimal abgeben kann. Das Juniorwahl-Projekt gibt Euch 

umfangreiche Hilfestellungen.

Dr. Claudia Bogedan

Senatorin für Kinder und Bildung
Christian Weber

Christian Weber

Präsident der Bremischen Bürgerschaft

Juniorwahl 2019
Landesweites Schulprojekt zur Wahl 

> der Bremischen Bürgerschaft
> der Beiräte und Stadtbürgerschaft (Bremen)
> der Stadtverordnetenversammlung (Bremerhaven)
> des Europaparlaments

Freie
Hansestadt
Bremen

Die Senatorin für
Kinder und Bildung

Magistrat der Stadt Bremerhaven
Die Beiräte der Stadt Bremen

Die Juniorwahl 2019 wird ermöglicht durch:

Freie
Hansestadt
BremenKinder und Bildung

Der Senator für Inneres

Stimmzettel 
Bürgerschaft

5 Stimmen

5 Stimmen 5 Stimmen
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Hinweis: In Ihrem Wahlpaket erhalten Sie ein Plakat zum Wahlsystem in Bremen 
und Bremerhaven, welches als Veranschaulichung zu diesem Modul genutzt 
werden kann.

Dieses Plakat steht Ihnen auch als Download unter dem nachfolgenden Link als 
pdf zur Verfügung: www.juniorwahl.de/bremen-digitale-inhalte.html



Inhaltsverzeichnis

Allgemein

Konzeption des Moduls Seite 2

Hinweise zur Orientierung Seite 2

Legende Seite 2

Extra-Modul – Kommunalpolitik

Thema: 
Aufgaben kommunaler 
Bürgervertretungen

NIVEAUSTUFE I Kommunalpolitik – Was geht uns das an? 45 Min. Seite 3

NIVEAUSTUFE II Die kommunalen Bürgervertretungen 45 Min. Seite 4

NIVEAUSTUFE III Funktionen und Arbeitsweise kommunaler Parlamente 90 Min. Seite 5



2 Konzeption

Konzeption des Moduls
Das Modul orientiert sich nicht nur an inhaltlichen Schwerpunkten, sondern ebenso an zu 
vermittelnden Kompetenzen. Dabei stehen die Methoden-, Analyse- und Urteilskompetenz 
im Mittelpunkt, denn sie ermöglichen letztendlich die von der Juniorwahl angestrebte 
Handlungskompetenz: die Teilnahme an Wahlen. Die Auswahl der Kompetenzen erfolgt nicht zufällig, 
sondern orientiert sich an den Bildungsplänen Bremens. 

Um möglichst vielen Schulformen, Jahrgangsstufen und heterogenen Lerngruppen gerecht zu werden, 
ist das Modul in drei Niveaustufen, je nach Wissens- und Kompetenzstand, differenziert:

NIVEAUSTUFE I
• verständliche Sprache mit Begriffserklärungen

• Bearbeiten von Lückentexten

• Verwenden von Textbausteinen

NIVEAUSTUFE II
• kurze Texte mit grundlegenden Informationen

• Verwenden von Textbausteinen

• Strukturierungshilfen zum Erschließen der Informationen

NIVEAUSTUFE III
• sicheres Textverständnis und -erschließen vorausgesetzt

• komplexere Texte

• eigenständiges Urteilen und Begründen

Hinweise zur Orientierung
Die Moduleinheiten sind auf jeweils einer Seite gestaltet. Die darunter abgebildeten 
Unterrichtsmaterialien können online unter der folgenden Internetseite heruntergeladen werden:                    
www.juniorwahl.de/bremen-digitale-inhalte.html

Die Arbeitsblätter der verschiedenen Unterrichtseinheiten sind nach einem bestimmten Prinzip 
gekennzeichnet:

Legende
• AB: Arbeitsblatt 						      • OH: Over-Head (Projektor/Folie)
• BpB: Bundeszentrale für politische Bildung 		  • PA: Partnerarbeit
• EA: Einzelarbeit						      • PPP: Power-Point-Präsentation 
• GA: Gruppenarbeit						      • SuS: Schülerinnen und Schüler
• HA: Hausaufgabe						      • UG: Unterrichtsgespräch
• M: Material
 	

MM44  --––  NNiivveeaauu  II    

 

Aufgabe 
1. Lies den Text und unterstreiche wichtige Informationen.  

2. Überprüfe die Aussagen zum Text und kreuze richtig oder falsch an. 

DIE KOMMUNALE SELBSTVERWALTUNG 

Die kommunale Selbstverwaltung ist in Grundgesetz und Landesverfassung garantiert. 

Demnach haben die Kommunen das Recht, weitgehend unabhängig Aufgaben 

eigenverantwortlich zu regeln. Durch diese Selbstbestimmung soll Politik vor Ort, 

möglichst nahe an den Bürgerinnen und Bürgern gemacht werden. Denn hier sieht 

man die Probleme am besten, hier kann man passgenaue Lösungen erarbeiten, und 

der Einzelne oder die Einzelne hat größere Möglichkeiten zur Mitsprache. Nur wenn 

diese Ebene eine Aufgabe aus eigener Kraft nicht bewältigen kann, greift eine höhere 

staatliche Ebene ein, also das Land, der Bund oder die Europäische Union, und wird 

tätig. In so einem Fall spricht man vom Subsidiaritätsprinzip. Die Kommunalpolitik wird 

daher oft als „Politik zum Anfassen“ bezeichnet. 
Aus: lpb: Kommunalwahlen in Baden-Würtemmberg. Materialien zur Wahl am 25. Mai 2014, unter: http://www.politikundunterricht.de/kommunalwahl2014/kommunalwahl2014.pdf. 
(letzter Aufruf: 16.02.2015) 

 

 

 

 

Aussagen zum Text richtig falsch 

Laut dem Grundgesetz haben die Kommunen das Recht, viele Aufgaben 
eigenständig zu regeln. 

  

Neben der kommunalen Ebene gibt es noch die Landes- und die 
Euroebene. 

  

Kommunalpolitik soll die Bürgerinnen und Bürger davon abhalten, von 
ihrem Mitspracherecht Gebrauch zu machen. 

  

Kann eine Aufgabe z.B. auf Landesebene nicht gelöst werden, greift die 
Bundesebene. Das nennt man Subsidiaritätsprinzip. 

  

Gerade auf Kommunalebene ist es schwierig, möglichst genaue 
Lösungen für anstehende Probleme zu finden.  

  

 

 Bezeichnung für die Niveaustufe (hier Niveaustufe I)

 Nummerierung des Materials (hier Material/Arbeitsblatt 4)
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3Niveaustufe I: Kommunalpolitik

Bedeutung der Kommunalpolitik
Kommunalpolitik – Was geht uns das an?

Ist die Kommunalwahl unwichtig? Welche Zuständigkeiten hat die kommunale Ebene? Welche 
Auswirkungen hat Kommunalpolitik auf mein persönliches Leben?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Aktivitäten, anhand derer die Schülerinnen 
und Schüler die verschiedenen kommunalen Zuständigkeiten kennenlernen und prinzipiell zu 
Zuständigkeiten von Bund und Land abgrenzen können.

Hinweise

45 Minuten
Reflexionen; Einzel-, 
Partner- und Gruppenarbeit; 
Argumentationstraining

Arbeitsblatt mit Bildvorlagen, 
Textvorlagen

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• lernen verschiedene kommunale Zuständigkeiten kennen,
• analysieren einen Text, indem sie wichtige Informationen unterstreichen, die im Zusammenhang 

mit der Kommunalpolitik stehen,
• erläutern ihre Ergebnisse vor der Klasse,
• erkennen, welche unmittelbare Bedeutung Kommunalpolitik für ihr persönliches Lebensumfeld 

hat,
• lernen das Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung in Abgrenzung zur Landes- und 

Bundesebene kennen. 

VE
RL

AU
F

Zu Beginn der Einheit werden die SuS mittels einer Impulsaussage zur Bedeutung der 
Kommunalpolitik konfrontiert. 
In der anschließenden Einzel-, Partner- oder Gruppenarbeit setzen sich die SuS anhand einer 
Textvorlage mit den kommunalen Zuständigkeiten auseinander. Dabei formulieren sie in eigenen 
Worten Bildunterschriften für verschiedene Zuständigkeitsbereiche. 
Abschließend erarbeiten die SuS auf der Basis einer Textvorlage verschiedene Richtig/Falsch-
Aussagen und entwickeln Begründungen für ihre Entscheidungen.

18 
 

 

Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 

Ar
be

its
bl

at
t A

B 
1.

3 
(S

ei
te

 1
)

18 
 

 

Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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     Aus: lpb: P & U aktuell 17 

 

AAyylliinn  uunndd  DDaammiiaann, beide 16 Jahre alt, wohnen im Bremerhavener 

Ortsteil Speckenbüttel und besuchen die gleiche Oberschule. Mit 

ihrer Politiklehrerin Frau Arabi behandeln sie gerade das Thema 

„Kommunalpolitik in der Stadt Bremerhaven“ im Unterricht. Oft 

diskutieren Aylin und Damian, was ihnen das Thema für ihr eigenes 

Leben nutzt. 
 

Hast du das mit der 
Kommunalpolitik 
verstanden? 

Nee, kein bisschen. Das ist 
eh unwichtig. Wir haben 
andere Probleme als uns mit 
irgendwelchen Kommunen 
zu beschäftigen. 
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MM22  --––  NNiivveeaauu  II    

 

Aufgabe 
Haben Aylin und Damian Recht? Ist Kommunalpolitik unwichtig?  

1. Die sieben Abbildungen (M2) zeigen, wo du mit Kommunalpolitik in Berührung 

kommst. Notiere für jedes Bild eine passende Bildunterschrift.  
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MM33  --––  NNiivveeaauu  II    

 

Aufgabe 

2. Lies den Text und unterstreiche alle Informationen, die etwas mit der Kommunalpolitik zu 

tun haben.  

3. Bereite dich darauf vor, deine Ergebnisse der Klasse zu präsentieren und zu erklären. 

 
 

 
 
  

 

DER TAGESABLAUF VON DAMIAN 

1 

 

 

 

5 

 

 

 

 

10 

 

 

 

 

15 

 

 

 

 

20 

Um 6:30 Uhr muss Damian aufstehen. Nach der Toilette und dem Duschen geht es 

runter in die Küche. Seine Eltern haben das Haus schon längst verlassen, um zur Arbeit 

zu gehen. Damian wirft hastig den Toaster für zwei Scheiben Toast mit Marmelade an. 

Dann heißt es auch schon die Schulsachen packen, um noch pünktlich zur ersten 

Stunde in die Schule zu kommen. Auf dem Weg nach draußen sieht Damian den Zettel 

seiner Mutter an der Tür: „Stelle bitte die Mülltonne an die Straße, bevor du in die Schule 

gehst!“ Genervt rennt er zur Haustür hinaus und schiebt schnaufend die große graue 

Mülltonne bis an die Straße. Nun muss er schnell zur Haltestelle rennen. Der Bus 

braucht heute etwas länger als sonst. Viele Baustellen machen die Fahrbahnen in 

seiner Nachbarschaft schwer passierbar. Aber hier soll der Straßenbelag erneuert 

werden. Außerdem wird an der Kreuzung bei der Schule eine neue Ampelanlage 

gebaut. Das graue Schulhaus daneben könnte auch mal einen neuen Anstrich 

vertragen. In der Schule angekommen, freut sich Damian schon auf die letzten beiden 

Stunden. Denn da hat er Sport und er weiß, dass heute das große Fußballspiel auf dem 

Sportplatz gegen die Parallelklasse ansteht. Was er heute Nachmittag vorhat, weiß er 

auch schon: Er trifft Aylin und seine Freunde wie üblich im Jugendzentrum. Bei gutem 

Wetter fahren sie vielleicht ins Schwimmbad. Damian runzelt die Stirn: War da nicht 

noch was? Ach ja, so was! Er muss noch seinen neuen Personalausweis aus dem 

Rathaus abholen! So viele Dinge, an die man denken muss. Hoffentlich kann Aylin ihn 

begleiten … 

Aus: lpb: Kommunalwahlen in Baden-Württemberg. Materialien zur Wahl am 25. Mai 2014, unter: 
http://www.politikundunterricht.de/kommunalwahl2014/kommunalwahl2014.pdf. (letzter Aufruf: 16.02.2015) 

Was hat die 
Gemeinde mit 
mir zu tun? 
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Aufgabe 
1. Lies den Text und unterstreiche wichtige Informationen.  

2. Überprüfe die Aussagen zum Text und kreuze richtig oder falsch an. 

DIE KOMMUNALE SELBSTVERWALTUNG 

Die kommunale Selbstverwaltung ist in Grundgesetz und Landesverfassung garantiert. 

Demnach haben die Kommunen das Recht, weitgehend unabhängig Aufgaben 

eigenverantwortlich zu regeln. Durch diese Selbstbestimmung soll Politik vor Ort, 

möglichst nahe an den Bürgerinnen und Bürgern gemacht werden. Denn hier sieht 

man die Probleme am besten, hier kann man passgenaue Lösungen erarbeiten, und 

der Einzelne oder die Einzelne hat größere Möglichkeiten zur Mitsprache. Nur wenn 

diese Ebene eine Aufgabe aus eigener Kraft nicht bewältigen kann, greift eine höhere 

staatliche Ebene ein, also das Land, der Bund oder die Europäische Union, und wird 

tätig. In so einem Fall spricht man vom Subsidiaritätsprinzip. Die Kommunalpolitik wird 

daher oft als „Politik zum Anfassen“ bezeichnet. 
Aus: lpb: Kommunalwahlen in Baden-Württemberg. Materialien zur Wahl am 25. Mai 2014, unter: http://www.politikundunterricht.de/kommunalwahl2014/kommunalwahl2014.pdf. 
(letzter Aufruf: 16.02.2015) 

 

 

 

 

Aussagen zum Text richtig falsch 

Laut dem Grundgesetz haben die Kommunen das Recht, viele Aufgaben 
eigenständig zu regeln. 

  

Neben der kommunalen Ebene gibt es noch die Landes- und die 
Europaebene. 

  

Kommunalpolitik soll die Bürgerinnen und Bürger davon abhalten, von 
ihrem Mitspracherecht Gebrauch zu machen. 

  

Kann eine Aufgabe z.B. auf Landesebene nicht gelöst werden, greift die 
Bundesebene. Das nennt man Subsidiaritätsprinzip. 

  

Gerade auf Kommunalebene ist es schwierig, möglichst genaue 
Lösungen für anstehende Probleme zu finden.  
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Download: www.juniorwahl.de/bremen-digitale-inhalte.html



4 Niveaustufe II: Kommunalpolitik

Kommunalvertretungen in Bremen und Bremerhaven
Wer ist für was zuständig?

Welche Kommunalvertretungen gibt es in Bremen und Bremerhaven? Wer ist für was zuständig? Welche 
Aufgaben und Funktionen haben die Kommunalvertretungen?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Aktivitäten, anhand derer die Schülerinnen und 
Schüler die Bedeutung und Funktion der kommunalen Vertretungen in Bremen und Bremerhaven 
erarbeiten.  

Hinweise

45 Minuten
Reflexionen; Einzel-, 
Partner- und Gruppenarbeit; 
Argumentationstraining

Zeitungsartikel, Textvorlagen

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• erarbeiten sich eigenständig in Textarbeit die Funktionen von kommunalen Bürgervertretungen,
•	analysieren die Wahlen auf kommunaler Ebene, indem sie die Aufgaben zum Text bearbeiten,
•	bewerten im Rahmen der Erstellung einer Tabelle zu ihren Mitwirkungsmöglichkeiten ihre 

politischen Beteiligungsmöglichkeiten in Bremen/Bremerhaven.

VE
RL

AU
F

Zu Beginn der Stunde werden die SuS mit verschiedenen Zeitungsartikeln konfrontiert und äußern 
Vermutungen zu den verschiedenen Zuständigkeiten. 
In der anschließenden Einzel-, Partner- oder Gruppenarbeit bearbeiten die SuS die Materialien, 
indem sie die Texte lesen und die Aufgaben zum Leseverständnis bearbeiten. 
Danach präsentieren sie ihre Ergebnisse und beziehen sich mit Hilfe ihrer gewonnen Erkenntnisse 
erneut auf die Zeitungsartikel.
Abschließend erarbeiten sich die SuS die politischen Beteiligungsmöglichkeiten in ihrer 
Kommune.  
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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	BBrreemmeerrhhaavveenneerr  WWoocchheennbbllaatttt  

  

JJuuggeennddcclluubb  bbeekkoommmmtt  nneeuueenn  SSkkaatteeppaarrkk 

Der Jugendclub „Kidswork“ am Stadtrand von Bremerhaven 

soll in zwei Jahren einen Skatepark bekommen.  

Die Stadtverordnetenversammlung hat dem Vorhaben 

zugestimmt, nun muss ein Bebauungsplan erstellt und das 

Vorhaben für in Frage kommende Firmen ausgeschrieben 

werden. Die Jugendlichen sollen dann eine hochmoderne 

Skatebahn nutzen können.  Der Bund würde ca. 1/3 der 

Kosten übernehmen, die sich auf insgesamt 60.000 € 

belaufen.		

Bremerhavener Tourismusumschau 
  

NNeeuuee  IInntteerrnneettsseeiittee  ssoollll  TToouurriissmmuuss  aannkkuurrbbeellnn  ––  Mit einer neuen Internetseite möchte die 
Stadtverordnetenversammlung die Tourismusregion um den Fischereihafen in Bremerhaven stärken. 
Inhaltlich sollen sich die umliegenden Firmen und Gewerbe auf der Internetseite präsentieren und für 
die besonderen gastronomischen Highlights geworben werden. Es liegen verschiedene Angebote im 

Rahmen zwischen 2000 € und 5000 € für die Gestaltung der Webseite vor.  

OOnnlliinnee--ZZeeiittuunngg  BBrreemmeenn  

  

EErrnneeuutt  UUnnffaallll  vvoorr  GGrruunnddsscchhuullee  – Erneut kam es am Montag zu 

einem Unfall vor einer Grundschule in Bremen.  

Ein Auto fuhr dabei einen Grundschüler an, der sich mit dem 

Fahrrad auf dem morgendlichen Schulweg befand. Der 

Schüler wurde zum Glück nur leicht verletzt.  
  

Die Bürgerinitiative „Sicher zur Schule“ fordert von der 

Stadtbürgerschaft endlich die Einrichtung eines Fahrradwegs 

vor der Schule. Ein solcher Radweg würde ca. 40.000 € 

kosten. 

BBrreemmeerr  AAbbeennddbbllaatttt  

  

BBaabbyybboooomm  iinn  BBrreemmeenn    ––  KKiittaa  ddrriinnggeenndd  

bbeennööttiiggtt..  

Der unerwartete Babyboom in Bremen 

wird langfristige Folgen haben. So steht 

jetzt schon fest, dass nicht genug 

Kitaplätze zur Verfügung stehen. 

Elternvertreter fordern schon lange 

einen Kita-Ausbau. Frau Elstermann 

aus der Kita Bremen-Blumenthal sagte, 

dass für einen Ausbau ca. 8 Bäume 

gefallt werden müssten und ein neues 

Gebäude und mehr Personal nötige 

wäre. Die Kosten werden auf ca. 

100.000 € geschätzt  
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Selbstkontrolle  

Falte das Blatt entlang der gestrichelten Linie. Lies zunächst den Text und beantworte 

anschließend die Aufgaben. Löse so viele Aufgaben wie möglich aus dem Gedächtnis. 

Die	Kommunalvertretungen	in	Bremen	und	
Bremerhaven	

Das	 Kommunalparlament	 der	 Stadt	 Bremen	 ist	 die	
Stadtbürgerschaft.	 Diese	 wird	 aber	 nicht	 in	 einer	
eigenen	 Wahl	 bestimmt,	 sondern	 ist	 fest	 mit	 der	
Landtagswahl	 verknüpft.	 Deutsche	 stadtbremische	
Wählerinnen	 und	Wähler	 stimmen	 mit	 ihren	 Stimmen	
gleichzeitig	sowohl	über	den	Landtag	als	auch	über	die	
Stadtbürgerschaft	ab.	Zu	dem	Ergebnis	der	Landtagswahl	
im	 Wahlbereich	 Bremen	 werden	 die	 Stimmen	 der	
nichtdeutschen,	 nur	 zur	 Stadtbürgerschaft	
wahlberechtigten	 Bürgerinnen	 und	 Bürger	 der	
Europäischen	 Union	 gezählt.	 Aus	 der	 Summe	 der	
Stimmen	 der	 deutschen	 und	 der	 nichtdeutschen	
Wählerinnen	 und	 Wähler	 ergibt	 sich	 die	
Zusammensetzung	 der	 Stadtbürgerschaft.	 Daher	 ist	 die	
Wahlperiode	 der	 Stadtbürgerschaft	 mit	 der	 des	
Landtages	untrennbar	verbunden.	

Das	Kommunalparlament	der	Stadt	Bremerhaven	ist	die	
Stadtverordnetenversammlung.	 Sie	 besteht	 aus	 48	
Mitgliedern,	 die	 in	 einem	 eigenen	Wahlakt	 auf	 eigenen	
Stimmzetteln	 gewählt	 werden.	 Die	 Stadtverordneten-
versammlung	 wird	 am	 selben	 Tag	 wie	 der	 Landtag	
gewählt.	 Die	 Stadtverordnetenversammlung	 beschließt	
über	die	Angelegenheiten	der	Stadt	Bremerhaven.	

Die	Kommunalparlamente	setzen	sich	mit	allen	Fragen	
auseinander,	 die	 die	 Städte	 Bremen	 und	 Bremerhaven	
betreffen,	 also	 mit	 den	 Angelegenheiten	 aus	 dem	
direkten	 Umfeld	 der	 Bürgerinnen	 und	 Bürger.	 Dazu	
gehören	 unter	 anderem	 Baumaßnahmen,	 Verkehrs-
politik,	 die	Müllentsorgung	und	der	Betrieb	 städtischer	
Einrichtungen,	 wie	 z.B.	 Schwimmbäder,	 Bibliotheken,	
Spiel-	und	Sportplätzen.	

Im	Gebiet	der	 Stadt	Bremen	gibt	 es	 zusätzlich	noch	22	
Beiräte.	Allgemein	haben	die	Beiräte	die	Aufgabe,	über	
alle	öffentlichen	Stadtteilangelegenheiten	zu	beraten	und	
hierzu	Stellung	zu	nehmen,	das	heißt	unter	anderem	sich	
mit	 aus	 der	 Bevölkerung	 kommenden	 Wünschen,	

1)	Welche	Kommunalvertretungen	gibt	es	
in	Bremen	und	Bremerhaven?	
__________________________________	
__________________________________	
__________________________________	
	

2)	Kreuze	richtige	Aussagen	an.	

O Es	gibt	insgesamt	22	
Stadtverordnetenversammlungen.	

	
O Nicht	bei	jeder	Wahl	in	Bremen	

gelten	die	fünf	Wahlrechts-
grundsätze.	
	

O Die	nichtdeutschen	Bürgerinnen	
und	Bürger	der	EU	dürfen	in	
Bremen	nicht	wählen.	
	

O Die	Bremische	Stadtbürgerschaft	
ist	der	Landtag	Bremens.	
	

O In	Bremen	finden	am	selben	Tag	
Landtags-	und	Kommunalwahlen	
statt.	

3)	Welches	Wahlsystem	wird	bei	der	Wahl	
in	Bremen	und	Bremerhaven	angewendet?		

_________________________________________	
_________________________________________	
_________________________________________	
	
4)	Um	welche	Fragen	und	
Angelegenheiten	kümmern	sich	
Kommunalparlamente?	

_________________________________________	
_________________________________________	
_________________________________________	
_________________________________________	
_________________________________________	
_________________________________________	
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Download: www.juniorwahl.de/bremen-digitale-inhalte.html
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5Niveaustufe III: Kommunalpolitik

Funktionen und Arbeitsweise kommunaler Parlamente
Wie werden Entscheidungen getroffen?

Welche Kommunalvertretungen gibt es in Bremen und Bremerhaven? Wie arbeitet ein 
Kommunalparlament? Welche verschiedenen Zuständigkeiten gibt es bei der Entscheidungsfindung? 
Welche Aufgaben und Funktionen haben die Kommunalvertretungen?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit steht ein Rollenspiel, anhand dessen die Schülerinnen und 
Schüler die Arbeitsweise und die Bedeutung/Funktion der kommunalen Vertretungen in Bremen und 
Bremerhaven erarbeiten.  

Hinweise

90 Minuten
Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit; 
Argumentationstraining

ABC-Liste; Lückentexte, 
Postkarte entwerfen, kurzes 
Rollenspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

•	bereiten eine Rolle für eine fiktive Sitzung des Kommunalparlaments vor und vertreten 
entsprechende Standpunkte, 

•	analysieren die Wahlen auf kommunaler Ebene, indem sie die Aufgaben zum Text bearbeiten,
•	bewerten im Rahmen der Erstellung einer Tabelle zu ihren Mitwirkungsmöglichkeiten ihre 

politischen Beteiligungsmöglichkeiten in Bremen/Bremerhaven.

VE
RL

AU
F

Zu Beginn werden die SuS mit verschiedenen Zeitungsartikeln konfrontiert und beschreiben 
Aufgaben der Stadtbürgerschaft/der Stadtverordnetenversammlung. 
In der anschließenden Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit bereiten die SuS ein Rollenspiel 
mit verschiedenen Rollenkarten zur Arbeitsweise eines Kommunalparlaments vor. Vor diesem 
Hintergrund verteilen sie die verschiedenen Rollen und bereiten diese vor, um anschließend das 
Rollenspiel mit der Klassen durchzuführen. 
In einem Abschlussgespräch werden die verschiedenen Rollen auf der Basis eines 
Beobachtungsbogens bewertet und die verschiedenen Zuständigkeitsbereiche kommunaler 
Vertretungen erörtert.  
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 
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öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
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Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
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8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  
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öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
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die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
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8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
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NPD-Verbotsverfahren 2017.  
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 BBrreemmeerrhhaavveenneerr  WWoocchheennbbllaatttt  
  

JJuuggeennddcclluubb  bbeekkoommmmtt  nneeuueenn  SSkkaatteeppaarrkk 

Der Jugendclub „Kidswork“ am Stadtrand von Bremerhaven 

soll in zwei Jahren einen Skatepark bekommen. Die Stadt-

verordnetenversammlung hat dem Vorhaben zugestimmt, 

nun muss ein Bebauungsplan erstellt und das Vorhaben für 

in Frage kommende Firmen ausgeschrieben werden. Die Ju-

gendlichen sollen dann eine hochmoderne Skatebahn nut-

zen können. Der Bund würde ca. 1/3 der Kosten überneh-

men, die sich auf insgesamt 60.000 € belaufen.  

Bremerhavener Tourismusumschau 
  

NNeeuuee  IInntteerrnneettsseeiittee  ssoollll  TToouurriissmmuuss  aannkkuurrbbeellnn  ––  Mit einer neuen Internetseite möchte die Stadtverord-
netenversammlung die Tourismusregion um den Fischereihafen in Bremerhaven stärken. Inhaltlich 
sollen sich die umliegenden Firmen und Gewerbe auf der Internetseite präsentieren und für die be-
sonderen gastronomischen Highlights geworben werden. Es liegen verschiedene Angebote im Rah-
men zwischen 2000 € und 5000 € für die Gestaltung der Webseite vor.  

OOnnlliinnee--ZZeeiittuunngg  BBrreemmeenn  
  

EErrnneeuutt  UUnnffaallll  vvoorr  GGrruunnddsscchhuullee  – Erneut kam es am Montag zu 

einem Unfall vor einer Grundschule in Bremen. Ein Auto fuhr 

dabei einen Grundschüler an, der sich mit dem Fahrrad auf 

dem morgendlichen Schulweg befand.  

Der Schüler wurde zum Glück nur leicht verletzt.   

Die Bürgerinitiative „Sicher zur Schule“ fordert von der Stadt-

bürgerschaft endlich die Einrichtung eines Fahrradwegs vor 

der Schule. Ein solcher Radweg würde ca. 40.000 € kosten. 

BBrreemmeerr  AAbbeennddbbllaatttt  
  

BBaabbyybboooomm  iinn  BBrreemmeenn    ––  KKiittaa  ddrriinnggeenndd  

bbeennööttiiggtt..  

Der unerwartete Babyboom in Bremen 

wird langfristige Folgen haben. So steht 

jetzt schon fest, dass nicht genug Kita-

plätze zur Verfügung stehen. 

Elternvertreter fordern schon lange ei-

nen Kita-Ausbau. Frau Elstermann aus 

der Kita Bremen-Blumenthal sagte, 

dass für einen Ausbau ca. 8 Bäume ge-

fallt werden müssten und ein neues 

Gebäude und mehr Personal nötige 

wäre. Die Kosten werden auf ca. 

100.000 € geschätzt  
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MM22    AArrbbeeiittssaauuffttrraagg  //  RRoolllleennkkaarrttee      

  

  

  

  

  

  
  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

MM33    TTaaggeessoorrddnnuunngg  ffüürr  ddiiee  SSiittzzuunngg  

  

TToopp11  ––  BBeeggrrüüßßuunngg  uunndd  FFeessttsstteelllluunngg  ddeerr  AAnnwweesseennhheeiitt      

TToopp22  ––  TThheemmaa  KKiittaanneeuubbaauu  

TToopp33  ––  FFaahhrrrraaddwweegg  vvoorr  ddeerr  GGrruunnddsscchhuullee  

TToopp44  ––  NNeeuuee  IInntteerrnneettsseeiittee  

TToopp55  ––  SSkkaatteeppaarrkk  

TToopp66  --  VVeerrsscchhiieeddeenneess  

  

  

RRoolllleennkkaarrttee  „„SSiittzzuunnggssmmiittgglliieedd  WWiirrttsscchhaaffttssfföörrddeerruunngg““  

  

IIhhrr  hhaabbtt  ddiiee  AAuuffggaabbee,,  iinn  ddeerr  kkoommmmeennddeenn  SSiittzzuunngg  ddaass  „„SSiittzzuunnggssmmiittgglliieedd  WWiirrttsscchhaaffttssfföörrddeerruunngg““    zzuu  ssppiieelleenn  uunndd  zzuu  

ddeenn  TThheemmeenn  ddeerr  SSiittzzuunngg  SStteelllluunngg  zzuu  nneehhmmeenn..  DDaabbeeii  mmüüsssstt  iihhrr::    

  

a) Eure Position klar vertreten: Ihr möchtet die Region Bremen/Bremerhaven wirtschaftlich voranbringen. 

Demnach steht für euch die wirtschaftliche Entwicklung der Region an vorderster Stelle. Ihr verfolgt das 

Ziel, dass sich die Stadtbürgerschaft/Stadtverordnetenversammlung verstärkt um die wirtschaftliche     

Zukunft kümmern sollte, kleinere Probleme in der Stadt sind euch weniger wichtig. Ihr verfügt über gute 

Kontakte zu den Unternehmen in der Region und über die Region hinaus. 

 

b) Euch auf die in der Tagesordnung versehenen Punkte und Themen argumentativ vorbereiten (welche 

Themen sind für euch weniger wichtig, welche Themen haben für euch Priorität?) und eure Position in 

der Diskussion und in der Abstimmung vertreten. 
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Die Kommunalvertretungen in Bremen und Bremerhaven 

 

Das Kommunalparlament der Stadt Bremen ist die Stadtbürgerschaft. Diese wird aber nicht in einer eigenen 
Wahl bestimmt, sondern ist fest mit der Landtagswahl verknüpft. Deutsche stadtbremische Wählerinnen und 
Wähler stimmen mit ihren Stimmen gleichzeitig sowohl über den Landtag als auch über die Stadtbürgerschaft 
ab. Zu dem Ergebnis der Landtagswahl im Wahlbereich Bremen werden die Stimmen der nichtdeutschen, nur 
zur Stadtbürgerschaft wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union gezählt. Aus der 
Summe der Stimmen der deutschen und der nichtdeutschen Wählerinnen und Wähler ergibt sich die Zusam-
mensetzung der Stadtbürgerschaft. Daher ist die Wahlperiode der Stadtbürgerschaft mit der des Landtages un-
trennbar verbunden. 

Das Kommunalparlament der Stadt Bremerhaven ist die Stadtverordnetenversammlung. Sie besteht aus 48 Mit-
gliedern, die in einem eigenen Wahlakt auf eigenen Stimmzetteln gewählt werden. Die Stadtverordnetenver-
sammlung wird am selben Tag wie der Landtag gewählt. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die 
Angelegenheiten der Stadt Bremerhaven. 

Die Kommunalparlamente setzen sich mit allen Fragen auseinander, die die Städte Bremen und Bremerhaven 
betreffen, also mit den Angelegenheiten aus dem direkten Umfeld der Bürgerinnen und Bürger. Dazu gehören 
unter anderem Baumaßnahmen, Verkehrspolitik, die Müllentsorgung und der Betrieb städtischer Einrichtungen, 
wie z.B. Schwimmbäder, Bibliotheken, Spiel- und Sportplätze. 

Im Gebiet der Stadt Bremen gibt es zusätzlich noch 22 Beiräte. Allgemein haben die Beiräte die Aufgabe, über 
alle öffentlichen Stadtteilangelegenheiten zu beraten und hierzu Stellung zu nehmen, das heißt unter anderem 
sich mit aus der Bevölkerung kommenden Wünschen, Anregungen und Beschwerden zu befassen oder Instituti-
onen, Vereine und Initiativen zu unterstützen. Die Beiräte werden seit 1991 direkt gewählt. Jeder Beirat besteht, 
abhängig von der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des Beiratsbereiches, aus mindestens sieben und 
höchstens 19 Mitgliedern. 2019 sind insgesamt 338 Beiratsmitglieder zu wählen. Die Wahlperiode der Beiräte ist 
an die der Bürgerschaft gekoppelt. 

Die Kommunalvertretungen werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl auf die 
Dauer von 4 Jahren gewählt. 

Bei der Kommunalwahl wird eine mit der Personenwahl verbundene Verhältniswahl angewendet. Jede und jeder 
Wahlberechtigte hat fünf Stimmen, die gleich viel zählen. Diese fünf Stimmen können beliebig angehäuft (Kumu-
lieren) und/oder auf verschiedene Wahlvorschläge verteilt werden (Panaschieren), jede Kombination ist zulässig. 
 
Für die Sitzverteilung der Stadtbürgerschaft der Stadt Bremen werden nur jene Parteien berücksichtigt, die im 
jeweiligen Wahlbereich mindestens fünf Prozent der insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen erhalten   ha-
ben. 
 
Keine Sperrklausel gilt hingegen für die Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bremerhaven und 
zu den Beiräten der Stadt Bremen. 
 
Quelle: http://www.wahlen.bremen.de 
http://www.rathaus.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen54.c.5636.de 
https://www.wahlen.bremen.de/wissenswertes/wahl_abc-6916 
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